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I. Sachverhalt 

• „Der moderne Nazi ist nicht braun, sondern bunt.“ 

• „Grünes Reich“ 

• „Sein Holocaust ist der Mord am eigenen Volk und die Auslöschung aller 

Nationalitäten“ 



II. Begründung 



• Gleich zu Beginn des Postings ist von dem „modernen Nazi“ die Rede.  

• Der unter der NS-Herrschaft verwendete Reichsadler mit Eichenkranz wurde durch das 

Einfügen der gelben Sonnenblume anstelle des Hakenkreuzes lediglich leicht abgewandelt.  

• Das Schlagwort „Grünes Reich“ in Frakturschrift als Anspielung auf das „Dritte Reich“. 

• Nicht zuletzt die Gleichsetzung der Politik der Grünen mit dem Holocaust.  



• Das Posting samt seiner Inhalte dient in erster Linie der reinen Stimmungsmache gegen eine 

politische Richtung, womit die Grenze zur Schmähkritik überschritten und schon der 

Schutzbereich der Meinungsfreiheit nicht eröffnet ist. Eine Äußerung nimmt dann den 

Charakter der Schmähung an, wenn in ihr nicht mehr die Auseinandersetzung in der Sache, 

sondern die Diffamierung der Person im Vordergrund steht; sie muss jenseits auch 

polemischer und überspitzter Kritik in der Herabsetzung der Person bestehen (vgl. BVerfG, 

Beschluss vom 29. 7. 2003 - 1 BvR 2145/02).  

 

Der schmähende Charakter zeigt sich besonders deutlich an der Symbolik des Postings, den 

bewussten Anspielungen auf das dritte Reich („Grünes Reich“) sowie dem unverhohlenen 

Vergleich mit dem Holocaust. Es geht dem Verfasser des Postings in erster Linie darum, die 

Grünen durch Vergleiche und Unterstellungen „weit unter der Gürtellinie“ in den Augen der 

Öffentlichkeit zu diffamieren. Derartige Stimmungsmache ist per se volksverhetzend und 



genießt keinen Schutz durch die Meinungsfreiheit (vgl. OLG Brandenburg, Beschluss vom 

15.05.2006, Az. 1 Ws 75, 76/06). 

 

• Selbst wenn es sich bei den Nazi-Vergleichen des Postings nicht um grundsätzlich unzulässige 

Schmähkritik handeln würde, würde die Meinungsfreiheit in diesem Fall jedenfalls im Rahmen 

der dann gebotenen Einzelfallabwägung hinter das Schutzgut des öffentlichen Friedens 

zurücktreten. Anders als vielleicht im amerikanischen Recht muss eine Äußerung in 

Deutschland, um von der Meinungsfreiheit geschützt zu sein, trotz eines eventuell feindseligen 

Tonfalls immer noch einen sachlichen Kern enthalten, damit sie nicht lediglich pauschal und 

diffamierend daherkommt (vgl. Brugger: Hassrede, Beleidigung, Volksverhetzung JA 2006, 

687). Diese Anforderung an die Sachlichkeit erfüllt das vorliegende […]-Posting nicht. Kritik an 

den Grünen und deren Politik wird weder im Einzelnen dargelegt noch wird diese inhaltlich mit 

stichhaltigen Vorwürfen untermauert. Statt einer sachlichen Auseinandersetzung mit der 

Einwanderungspolitik oder Ähnlichem werden die Grünen genauso schlicht wie pauschal mit 

den Nazis und deren Politik bzw. Verbrechen gleichgestellt, was eine Diffamierung auf 

unterster Stufe darstellt.  

 

Des Weiteren spricht im Rahmen der Abwägung gegen einen Schutz des Postings durch die 

Meinungsfreiheit auch das aktuelle gesellschaftliche Klima, welches sich – nicht zuletzt als 

Auswirkung der Corona-Pandemie – als politisch tief gespalten darstellt. In einem solchen 

Klima gießt der gegenständliche Facebook-Beitrag mit seinen politikverdrossenen und rechten 

Tendenzen zusätzlich Öl ins Feuer und verstärkt damit Spaltungen in der Gesellschaft. Auch 

aus diesem Grund ist dem Schutzgut des öffentlichen Friedens vorliegend Vorrang vor der 

Meinungsfreiheit einzuräumen.  

• Der staatsbürgerlichen Aufklärung dient eine Handlung, die zur Anregung der politischen 

Willensbildung und Verantwortungsbereitschaft des Staatsbürgers und damit zur Förderung 

seiner politischen Mündigkeit Wissen vermittelt. Wird dieser Rahmen überschritten, scheidet 

Sozialadäquanz nach § 86 Abs. 3 StGB unter diesem Aspekt aus (vgl. 

Schönke/Schröder/Sternberg-Lieben, 30. Aufl. 2019, StGB § 86 Rn. 17). Das Posting dient nicht 



der staatsbürgerlichen Aufklärung im vorgenannten Sinne. Es soll nicht zur politischen 

Willensbildung und Mündigkeit der Bürger beitragen, sondern diese gegen eine bestimmte 

politische Richtung in absolut unsachlicher Art und Weise aufbringen. Diese Zielsetzung steht 

aufgrund der unpassenden Wort- und Bildwahl objektiv im Vordergrund, sodass der 

Tatbestand der Volksverhetzung hierüber nicht ausgeschlossen wird. 

 

• In Bezug auf die Zweckverfolgung Kunst, Wissenschaft oder der Lehre ist die 

Strafbarkeitsgrenze überschritten, wenn diese gegenüber der Öffentlichkeit nur einen 

Vorwand bildet, um in Wahrheit die mit dem Text angestrebte propagandistische Wirkung zu 

erzielen (vgl. Schönke/Schröder/Sternberg-Lieben, 30. Aufl. 2019, StGB § 86 Rn. 17). Auch 

diese Zwecksetzung ist aus vorgenannten Gründen nicht erfüllt. Gerade aufgrund der 

diffamierenden und auf Aufmerksamkeit bzw. Provokation abzielenden Wort- und Bildwahl 

innerhalb des Postings handelt es sich um ein Paradebeispiel für Propaganda, welches als 

solches weder unter dem Aspekt der Kunst, Wissenschaft noch Lehre gerechtfertigt werden 

kann.  

 

• Es ist auch nicht ersichtlich, dass das Posting einem ähnlichen Zweck im Sinne von § 86 Abs. 3 

StGB dienen würde, da es seiner Wort- und Bildwahl nach in erster Linie darum geht, politisch 

Stimmung gegen die Grünen zu machen. Für eine ähnliche Zweckverfolgung wird zudem 

regelmäßig verlangt, dass sich diese auf eine grundrechtlich geschützte Position berufen kann 

(vgl. MüKoStGB/Anstötz, 4. Aufl. 2021, StGB § 86 Rn. 40). Wie vorstehend unter lit. ff. 

aufgezeigt, besteht solch ein einzig durch die Meinungsfreiheit in Betracht kommender 

grundrechtlicher Schutz hier nicht.  




